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» Sichere Pensionen? »
Während die aktuellen Reformvorhaben der Bundesregierung höchst 
kontrovers und auch emotional diskutiert werden, scheint in einem Punkt 
beinahe vollständiger Konsens zwischen Regierung und Opposition zu herr-
schen: Unser Pensionssystem darf in Grundzügen nicht einmal ansatzweise 
in Frage gestellt werden. Dazu einige Fakten: Das System „Pensionskonto“ 
sieht vor, dass jemand 45 Jahre ins Pensionssystem einzahlt und beim Pen-
sionsantritt 80 % des durchschnittlichen (wertgesicherten) Verdienstes als 
Pension erhält.

In Deutschland, das bei stärkerer Wirtschaftsleistung eine geringere Ver-
schuldung aufweist, beträgt die Pension derzeit knapp unter 50 % (!) des 
Durchschnittsverdienstes. Aufgrund von Automatismen in der Berechnung 
sinkt dieser Wert jährlich. Die Forderung, ein Absinken unter 50 % mit Steu-
ergeld zu verhindern, gilt dort – obwohl von manchen Parteien gefordert –  
als  auf Dauer unfinanzierbar.

Der Blick über die Grenze zeigt, was auf Österreich noch zukommen wird. 
Je länger man das Thema hierzulande totschweigt, desto schmerzhafter 
werden die Einschnitte sein. Die größte Gefahr ist am Ende, dass die Politik 
das Vertrauen der Bevölkerung nachhaltig verspielt.
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Manchmal ist es notwendig, dass etwa der 
100%ige Gesellschafter-Geschäftsführer 
seiner GmbH zusätzliches Kapital zuführt. 
Wie er das genau macht, hat umfassende 
Folgen.

Die Entscheidung, ob der Gesellschafter 
dies in Form eines Gesellschafterdar-
lehens oder als Einlage in das Eigenka-
pital der Gesellschaft – etwa in Form 
einer ungebundenen Kapitalrücklage –  
gewährt, hat sowohl wirtschaftliche, 
gesellschaftsrechtliche als auch steuer-
rechtliche Folgen.

Während die Zurverfügungstellung 
eines Darlehens an die GmbH im Falle 
einer Insolvenz der GmbH den geldge-
benden Gesellschafter in die Position 
eines Insolvenzgläubigers stellt und die-
ser unter Umständen einen Teil seiner 
Forderung im Rahmen der Quote noch 
zurück erhält, ist das als Eigenkapital 
zur Verfügung gestellte Geld im Regel-
fall verloren.

Hingegen stärkt die Zurverfügungstel-
lung von Eigenkapital durch Erhöhung 
der Eigenkapitalquote die Bonität der 
Gesellschaft und ein etwaiges Banken-
rating, was wiederum zu besseren Kre-
ditkonditionen führen kann.

Zinszahlungen als
Betriebsausgabe

Steuerrechtlich führen die Zinszah-
lungen aus einem gewährten Gesell-
schafterdarlehen auf Ebene der GmbH 
zu einer Betriebsausgabe, sind jedoch 
vom Gesellschafter mit seinem Einkom-
mensteuertarif zu versteuern und nicht 
mit 25 bzw. 27,5 %. Etwaige erhöhte Ge-
winnausschüttungen durch die Zurver-
fügungstellung von Eigenkapital können 
auf Ebene der GmbH nicht steuerlich 
mindernd geltend gemacht werden; 
diese Gewinnausschüttungen unterlie-
gen aber auch nur einer 27,5%igen Ka-
pitalertragsteuer. Die Rückzahlung des 
Darlehens sowie des Eigenkapitals in 
Form von Einlagenrückzahlungen sind 
sowohl beim Gesellschafter als auch bei 
der Gesellschaft steuerneutral.

Wie Darlehen eines fremden 
Dritten?

Ob die Zurverfügungstellung von Geld 
als Gesellschafterdarlehen oder als  
Eigenkapital qualifiziert wird hängt in 

einem ersten Schritt davon ab, ob zum 
Zeitpunkt der Darlehensgewährung 
auch ein fremder Dritter dieser GmbH 
noch ein Darlehen gewährt hätte. Zu-
dem ist das Eigenkapitalersatz-Gesetz 
zu berücksichtigen, wonach eine Darle-
hensgewährung in der Krise der Gesell-
schaft stets Eigenkapital ersetzend ist. 

In einem zweiten Schritt ist zu prüfen, 
ob die vereinbarten Konditionen, wie 
etwa Rückzahlungsvereinbarungen, 
Laufzeit oder Verzinsung auch unter den 
üblichen Bedingungen wie zwischen 
gesellschaftsfremden Personen erfolgt 
wäre.

Kapitalertragsteuerpflichtige 
verdeckte Ausschüttungen?

Kann dies bejaht werden, stellt die Dar-
lehensgewährung einen betrieblichen 
Vorgang dar, andernfalls wird das Ge-
sellschafterdarlehen umqualifiziert und 
es liegt verdecktes Eigenkapital vor, auch 
wenn der Vorgang in ein zivilrechtliches 
Geschäft gekleidet wurde. Verträge zwi-
schen GmbHs und ihren Gesellschaftern 
finden nur dann steuerliche Anerken-
nung, wenn sie 

1. nach außen ausreichend zum

Ausdruck kommen, 

2. einen klaren und eindeutigen Inhalt 
haben und 

3. auch zwischen Fremden unter den 
gleichen Bedingungen abgeschlossen 
worden wären.

Eine unklare Vertragsgestaltung, etwa 
keine Vereinbarung über Rückzahlung 
oder Verzinsung, sind Anhaltspunkte 
dafür, dass kein echtes Gesellschafter-
darlehen, sondern eine eigenkapitaler-
setzende Zuwendung – somit Eigenka-
pital – vorliegt.

Die Zinszahlungen der Gesellschaft an 
den Gesellschafter wären dann kapital-
ertragsteuerpflichtige verdeckte Aus-
schüttungen.

ECA-Steuertipp:

Wenn Sie Ihrer Gesellschaft ein Darle-

hen gewähren und dieses steuerlich 

auch so behandelt wissen wollen, 

dann schließen Sie unbedingt einen 

schriftlichen Darlehensvertrag ab.

»Gesellschafterdarlehen oder verdeckte Einlage? »

»Angehörige und
PKW-Sachbezug »
Regelmäßiger Schwerpunkt bei der Prü-
fung lohnabhängiger Abgaben (GPLA) 
ist die private Nutzung von betrieblichen 
Fahrzeugen. Besonderes Augenmerk wird 
dabei auf Angehörige gelegt, die im Un-
ternehmen angestellt sind. Nutzen Ange-
hörige ein betriebliches Fahrzeug privat, 
löst das grundsätzlich den Ansatz eines 
Sachbezugs aus, auch wenn die Bereit-
stellung subjektiv aus privaten Motiven 
erfolgt ist.

In der Praxis kommt es dabei in vielen 
Fällen – vor allem, wenn sich im Privat-
vermögen der Familie keine entspre-
chenden Fahrzeuge befinden – zu einer 
Art „Beweislastumkehr“.

So hat das Bundesfinanzgericht (BFG) 
in einem aktuellen Erkenntnis bestä-
tigt, dass die behauptete Nicht-Nutzung 
von betrieblichen Fahrzeugen korrekt 
und zweifelsfrei nachgewiesen werden 
muss, um den Ansatz eines steuerpflich-
tigen Sachbezugs zu verhindern. Dies 
gilt besonders für eine der GmbH nahe-
stehenden Person, wie etwa einer an der 
Gesellschaft beteiligten Ehegattin des 
Gesellschafter-Geschäftsführers. 

Um die tatsächliche Nichtbenützung 
von betrieblichen Fahrzeugen für pri-
vate Fahrten nachweisen zu können 
und damit die Festsetzung eines Sach-
bezugs für die private Nutzung von be-
trieblichen Fahrzeugen zu vermeiden, 
muss ein den gesetzlichen Vorgaben 
entsprechendes Fahrtenbuch geführt 
werden.

ECA-Hinweis:

Wir beraten Sie gerne dabei, wie ein 
beweissicheres Fahrtenbuch erstellt 
wird.
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>WWW.ECA.AT
Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe.

»Pauschalierung für
Gesellschafter-Geschäftsführer »
Wer seine Betriebsausgaben pauschal er-
mittelt, kann nicht nur Steuern, sondern 
auch viel Zeit sparen. Auch wesentlich 
beteiligte Gesellschafter-Geschäftsführer 
können eine Betriebsausgaben- und Vor-
steuer-Pauschalierung nutzen.

Das Einkommensteuergesetz bietet 
allen Personen, die Einkünfte aus selb-
ständiger Arbeit oder aus Gewerbebe-
trieb erzielen, Pauschalierungsmöglich-
keiten. Eine davon ist die sogenannte 
Basispauschalierung. Voraussetzungen 
für die Anwendung der Basispauschalie-
rung sind, dass

•  keine Buchführungspflicht besteht 

und auch nicht freiwillig Bücher 

geführt werden, die eine Gewinner-

mittlung durch Betriebsvermögens-

vergleich ermöglichen und 

•  der Gesamtumsatz des vorangegan-

genen Wirtschaftsjahres nicht mehr 

als EUR 220.000,00  betragen hat.

Diesfalls können die Betriebsausgaben 
mit einem Prozentsatz vom Umsatz an-
gesetzt werden. Für einen wesentlich be-
teiligten Gesellschafter-Geschäftsführer 
(Beteiligung an der Kapitalgesellschaft 
größer als 25 %) beträgt der Prozent-
satz 6 % vom Umsatz, jedoch maximal  
EUR 13.200,00 pro Jahr. 

Weitere Betriebsausgaben
absetzbar

Von dieser Pauschale sind aber nicht 
alle Betriebsausgaben erfasst, daher 
können auch noch einige weitere im 
Gesetz aufgezählte Betriebsausgaben 
abgesetzt werden, von denen für den 
Gesellschafter-Geschäftsführer vor 
allem die Sozialversicherungsbeiträge, 
die Lohnnebenkosten und die Fahrtkos-
ten (soweit ihnen ein Kostenersatz in 

gleicher Höhe gegenübersteht) von Re-
levanz sind. Alle anderen Betriebsaus-
gaben sind hingegen mit der Pauscha-
lierung abgegolten. 

Zusätzlich kann die auf diese pauscha-
lierten Betriebsausgaben entfallende 
Vorsteuer bei Gesellschafter-Geschäfts-
führern, die umsatzsteuerlich nicht als 
Unternehmer behandelt werden, in 
Höhe des Vorsteuerpauschales von 1,8 %  
des Umsatzes als Betriebsausgabe an-
gesetzt werden. 

Im Bereich der Umsatzsteuer wird ein 
Gesellschafter-Geschäftsführer als Un-
ternehmer behandelt, wenn er wei-
sungsfrei ist. In diesem Fall sind die 
Geschäftsführer-Vergütungen umsatz-
steuerpflichtig und der Geschäftsführer 
kann die Vorsteuerbeträge aus bezo-
genen Vorleistungen in Abzug bringen 
bzw. unter bestimmten Vorausset-
zungen vereinfachend eine Vorsteuer-
pauschale in Anspruch nehmen. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfa-
chung kann jedoch auch ein weisungs-
freier Gesellschafter-Geschäftsführer 
umsatzsteuerlicher Nichtunternehmer 
sein und seine Vergütungen ohne Um-
satzsteuer verrechnet werden.

Ob eine Pauschalierung neben dem ge-
ringeren Verwaltungsaufwand auch 
steuerlich günstiger ist, hängt in erster 
Linie von der tatsächlichen Höhe der von 
der Pauschale umfassten Betriebsaus-
gaben bzw. Vorsteuern ab.

ECA-Hinweis:

Machen Sie eine Vergleichsrechnung 
über mehrere Jahre, wir unterstützen 
Sie dabei gerne.

»Vermeidung von DB, DZ
und Kommunalsteuer 
bei Gesellschafter- 
Geschäftsführern »
Eine Befreiung von DB, DZ und Kom-
munalsteuer ist lediglich bei Verträgen 
bestimmter nicht wesentlich beteiligter 
Gesellschafter-Geschäftsführer möglich.

Dienstgeber, die im Bundesgebiet 
Dienstnehmer beschäftigen, müssen 
Dienstgeberbeitrag (DB), Zuschlag zum 
DB (DZ) und Kommunalsteuer entrich-
ten. Das gilt auch für Personen, die an 
einer Kapitalgesellschaft wesentlich be-
teiligt (über 25 %) sind und die von die-
ser Kapitalgesellschaft eine Vergütung 
erhalten. 

Für die Einordnung von Gesellschafter-
Geschäftsführern gilt:

•  Ein wesentlich beteiligter Gesell-
schafter-Geschäftsführer wird in 
der Regel in den geschäftlichen 
Organismus eingegliedert sein und 
unterliegt daher dem DB, dem DZ 
und der KommSt. Selbiges wird auch 
auf einen nicht wesentlich beteilig-
ten Gesellschafter-Geschäftsführer 
mit einer Beteiligung von maximal 
25 % am Stammkapital zutreffen, der 
aufgrund des Gesellschaftsvertrages 
eine Sperrminorität besitzt. 

•  Bei nicht wesentlich beteiligten
Gesellschafter-Geschäftsführern 
(Beteiligung bis maximal 25 %) 
kommt dem Kriterium der Weisungs-
gebundenheit besondere Bedeutung 
zu. Nur wenn keine Weisungsgebun-
denheit und keine Eingliederung in 
das Unternehmen vorliegen, aber ein 
Unternehmerwagnis besteht, ist von 
keinem Dienstverhältnis auszuge-
hen. Eine Befreiung von DB, DZ und 
Kommunalsteuer kommt daher 
lediglich für Vertragsverhältnisse von 
nicht wesentlich beteiligten Gesell-
schafter-Geschäftsführern in Frage, 
die aufgrund ihres Beteiligungsver-
hältnisses (und nicht aufgrund des 
Gesellschaftsvertrages), in der Regel 
mittels eines freien Dienstvertrages, 
komplett weisungsfrei tätig sind.
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Im Wandel der Zeit gut beraten.


